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Genfer Berufungsgericht
verurteilt Tariq Ramadan wegen Vergewaltigung
Die erste Instanz hatte dem Opfer nicht geglaubt und den Islamwissenschafter freigesprochen

MATTHIAS SANDER, LAUSANNE

Es ist eine spektakuläre Wende: Ein
Berufungsgericht in Genf hat den Frei-
spruch für Tariq Ramadan aufgehoben
und den bekannten Islamwissenschaf-
ter wegenVergewaltigung und sexueller
Nötigung einer Frau verurteilt. Rama-
dan soll drei Jahre ins Gefängnis, zwei
davon auf Bewährung.

Damit folgt das Gericht weitgehend
der Staatsanwaltschaft. Sie hatte drei
Jahre Freiheitsentzug gefordert, davon
nur eineinhalb Jahre auf Bewährung.
Über das Urteil berichtete am Dienstag
zunächst das Westschweizer Radio und
Fernsehen (RTS), bevor das Gericht es
in einer Medienmitteilung bestätigte.

Die Richter der zweiten Instanz
kamen zu dem Schluss, dass zahlrei-
che Belege mit den Schilderungen des
Opfers übereinstimmten.Dazu gehören
unter anderem Aussagen von Sachver-
ständigen und Arztbefunde. Die Straf-
kammer des Berufungs- und Revisions-
gerichtshofs sei deshalb von der Schuld

desAngeklagten überzeugt, hiess es wei-
ter in der Mitteilung.

Das Strafgericht der ersten Instanz
hatte den Genfer Ramadan 2023 noch
freigesprochen.Der vorsitzende Richter
sagte damals bei der Urteilsverkündung,
das Gericht habe keine Gründe zu der
Annahme, dass Ramadan die Klägerin
brutal missbraucht habe.

Schmeichelhafte Nachrichten

Die Aussagen Ramadans und der Frau,
die unter dem Pseudonym «Brigitte» be-
kannt ist, widersprechen sich diametral.
Einig sind sich die beiden, dass sie sich
imOktober 2008 in der Lobby des Gen-
fer Hotels Mon Repos trafen und unter-
hielten. Zuvor hatte die Frau, eine zum
Islam konvertierte Westschweizerin,
Ramadan schmeichelhafte Nachrich-
ten geschickt. Nach Einschätzung des
Strafgerichts 2023 war sie «voller Be-
wunderung» für die bekannte Persön-
lichkeit, die als Vertreter eines mode-
raten Islams gilt.

Später gingen die beiden zu Rama-
dans Zimmer hoch und tauschten Zärt-
lichkeiten aus. Danach widersprechen
sich die Darstellungen. Die Frau wurde
nach eigenen Angaben von Ramadan
in jener Nacht dreimal vergewaltigt und
zu Oralsex gezwungen.Ramadan soll sie
geschlagen und beschimpft haben.

Ramadan bestreitet das auf ganzer
Linie. Laut ihm verabschiedeten sich
die beiden nach den Zärtlichkeiten im
Hotelzimmer. Dadurch fühlte sich die
Frau laut der Verteidigung von Rama-
dan zurückgewiesen, worunter sie bis
heute leide. Im Mai sagte Ramadans
Verteidigerin in ihrem Plädoyer, Bri-
gittes Herz sei vergewaltigt worden –
mehr nicht.

Mehrmals angezeigt

Ramadans Verteidigung wies mehrfach
auf angeblicheWidersprüche imVerhal-
ten der Frau hin. So schrieb sie am Tag
nach der Begegnung mit Ramadan die-
sem eine Nachricht mit dem Satz: «Ich

träume davon, dich zu küssen, und ich
möchte, dass du mir vertraust.»

Die Anklage erklärte dieses Verhal-
ten damit, dass die Frau unter dem star-
ken Einfluss Ramadans gestanden und
eine Art Stockholm-Syndrom erlitten
habe. Ramadans Verteidiger wiederum
kritisierten diese Befunde als «Joker der
Anklage», die nicht einmal in der An-
klageschrift erwähnt würden.

Ramadan selbst wandte sich im Mai
nach den Plädoyers direkt ans Gericht.
Er bat die Richter, seinen berühmten
Namen zu vergessen, ihn nicht auf
der Grundlage von Medienberichten
zu verurteilen und sich an die Fakten
zu halten. «Ich bin unschuldig», sagte
Ramadan.

Seit 2017 haben mehrere Frauen in
Frankreich und der Schweiz Ramadan
wegen sexueller Straftaten angezeigt.
Ramadanmusste 2018 in Polizeigewahr-
sam und schliesslich in Untersuchungs-
haft. Im Juni wies das Pariser Berufungs-
gericht ein Verfahren gegen Ramadan
wegen mehrerer Vergewaltigungsvor-

würfe zurück an ein Strafgericht.Rama-
dans Verteidiger-Team, das ein halbes
DutzendAnwälte umfasst, kündigte Re-
vision an.

Weiterzug noch offen

Im Rahmen einer Recherche der Zei-
tung «Tribune de Genève» sagten 2017
vier Frauen aus, dass sie in den 1980er
und 1990er Jahren mit Ramadan sexu-
elle Beziehungen gehabt hätten. Da-
mals waren die Frauen zwischen 14 und
18 Jahre alt gewesen. Sie beschrieben
Ramadan in dem Artikel als verführe-
risch, einschüchternd und manipulativ.
Sie erwähnten psychologische und in
einem Fall auch physische Gewalt.

Tariq Ramadan hat nun die Mög-
lichkeit, den Fall innerhalb von 30 Ta-
gen vor das Bundesgericht weiterzuzie-
hen. Ramadans Verteidigung hat noch
nicht geäussert, ob sie das tun wolle. So
oder so geht die gerichtliche Aufarbei-
tung der Vorwürfe gegen Ramadan mit
dem Prozess in Frankreich weiter.

An der HSG herrscht Dichtestress
Die St. Galler Universität ist für 5000 Studentinnen und Studenten gebaut – angemeldet sind 10 000

ANDRI ROSTETTER

Die Universität St. Gallen konnte diese
Woche einen Rekord vermelden. Für
das am Montag beginnende Herbst-
semester sind über 10 000 Studentin-
nen und Studenten immatrikuliert, so
viele wie noch nie in der 126-jährigen
Geschichte der Institution.

Erfahrungsgemäss wird diese Zahl ei-
nigeWochen nach Semesterbeginn nach
unten korrigiert werden, weil einige ihr
Studium abbrechen oder gar nicht erst
anfangen.Doch für eines der drängends-
ten Probleme der HSG wird diese Kor-
rektur praktisch unbedeutend sein.

Seit Jahren sucht die Uni hände-
ringend nach zusätzlichen Räumen.
Der 1963 eröffnete Campus auf dem
Rosenberg wurde ursprünglich für 5000
Studenten gebaut, die Bibliothek gar
nur für 3000. Diese Marke wurde aber
schon vor 17 Jahren überschritten, 2007
lag die Zahl der Studierenden erstmals
über 5000. Im vergangenen Jahrzehnt
hat sich dasWachstum weiter beschleu-
nigt; allein von 2013 bis 2023 stieg die
Zahl der Studierenden um 26 Prozent.

Mittlerweile hat die Uni in der hal-
ben Stadt Büros und Wohnungen zuge-
mietet.Von der gesamten Fläche, die die
HSG beansprucht, sind derzeit 46 Pro-
zent gemietet, dazu kommen 4 Prozent
Provisorien.Vor allem imBereich Lehre
besteht ein «bedeutendes Flächendefi-
zit», wie die Universität mitteilt.

Ausbauprojekt stagniert

Gleichzeitig verfügt die Stadt St. Gallen
überAreale an bester Lage, die teilweise
seit Jahrzehnten vor sich hin schlum-
mern und wie geschaffen wären für zu-
sätzliche HSG-Bauten.Und die Stadt ist
eigentlich auch interessiert daran, der
Universität mehr Platz zu verschaffen.
Doch mit der Umsetzung hapert es ge-
waltig. Ein prominentes Beispiel ist das
Platztor-Areal am nordöstlichen Rand
der Innenstadt,wenige Gehminuten von
der Uni entfernt.

Auf dem Areal gibt es heute haupt-
sächlich Parkplätze undAbbruchhäuser.
Seit bald 60 Jahren versucht die Stadt,
das Gebiet zu überbauen. Über Jahr-
zehnte hat sie deshalb systematisch Lie-
genschaften erworben. Doch bis jetzt
sind sämtliche Anläufe für eine Über-
bauung gescheitert. Die ersten Ideen,
hier für die HSG neuen Raum zu schaf-
fen, kursierten bereits nach der Jahrtau-
sendwende. Doch bis die Pläne konkret
wurden, war noch einmal mehr als ein
Jahrzehnt vergangen.

2019 bewilligte das Stimmvolk
schliesslich einen Baukredit für 160Mil-
lionen Franken. Für das gesamte Pro-
jekt rechnete der Kanton mit Investitio-
nen von 207 Millionen. Die fehlenden
47 Millionen sollten der Bund, die HSG
und die Stadt beisteuern. Der Neubau
sollte dereinst Platz für 3000 Studenten,
Dozenten und Mitarbeitende bieten.

Noch im gleichen Jahr schrieb der
Kanton denArchitekturwettbewerb für
das Gebäude aus. 59Vorschläge wurden
eingereicht, aber die Jury zeigte sich von
keinem komplett überzeugt. Die drei
besten Projekte wurden schliesslich zur
Überarbeitung zurückgegeben.

Komplett neue Jury

2021 kürte die Jury das Projekt «Haus
im Park» des ZürcherArchitekten Pas-
cal Flammer zum Gewinner, einen
sechsstöckigen Bau mit insgesamt
31 000 Quadratmetern Geschossflä-
che, einem gegen die Stadt ausgerichte-
ten, öffentlichen Park und einer Cafe-

teria. Doch zwischen demArchitektur-
büro und den Projektverantwortlichen
beim Kanton und bei der Universität
stimmte die Chemie bald nicht mehr.
Schon kurz nach demWettbewerb gab
es Kritik am Projekt, der Kanton ver-
langte die Behebung diverser Defizite
von der Fassadengestaltung bis zur Ge-
schosshöhe.Auch im Hochbauamt des
Kantons rumorte es. Mitten in jener
Phase räumte der Kantonsbaumeister
Michael Fischer nach nur zweieinhalb
Jahren seinen Posten, aufgrund «amts-
interner Probleme», wie das «St. Gal-
ler Tagblatt» schrieb. Im Mai 2023
trat Erol Doguoglu das Amt an, bis
zu jenem Zeitpunkt war er Thurgauer
Kantonsbaumeister.

Ende September 2023 folgte der
Knall: Der Kanton stoppt das Projekt
und kündigt die Zusammenarbeit mit
Flammer auf. Die Jury habe im Juni
den Projektfortschritt überprüft und
dabei einstimmig festgestellt, dass
das Projekt «im Vergleich zum Wett-
bewerbsentwurf stark an räumlichen

und gestalterischen Qualitäten ver-
loren hat», schrieb die Kantonsregie-
rung im Dezember 2023.

Der Kanton und die Universität kün-
digten eine Neuausschreibung des Pro-
jektes bis Mitte 2024 an. Dieser Termin
ist mittlerweile verstrichen, nun soll
sie bis Ende September erfolgen. «Wir
schreiben nicht eins zu eins das gleiche
Projekt aus. Das Raumprogramm wird
angepasst, es soll weniger Platz für die
Forschung, dafür mehr für die Lehre ein-
geplant werden», sagt Doguoglu.Zudem
werde es keinen offenen Wettbewerb
mehr geben, die Jury werde nur ausge-
suchte Architekturbüros zulassen. Do-
guoglu hat zudem die Jury komplett neu
zusammengesetzt, auch «als vertrauens-
bildende Massnahme», wie er sagt.

Bezug frühestens 2031

Dass der ursprüngliche Bezugstermin
im Jahr 2025 nicht mehr realistisch ist,
zeichnete sich zwar schon vor Jahren
ab. Mit dem Projektabbruch lässt sich

aber auch der neue Termin im Jahr
2027 nicht mehr einhalten. Im Sep-
tember will die Jury mit der Auswahl
der Architekturbüros starten, bis Juni
2025 soll das Verfahren abgeschlossen
sein. Im August 2025 wollen der Kan-
ton und die Universität mit den Pla-
nungsarbeiten beginnen. Ein realisti-
scher Termin für den Baubeginn liegt
damit im Jahr 2028, der Termin für die
Eröffnung nicht vor 2031.

Die Verzögerung beim Campus
Platztor zwingt die HSG, Provisorien
sowie Mietliegenschaften länger zu nut-
zen oder gar neu anzumieten. Denn
auch wenn die Zahl der Studierenden
entgegen jedem Trend nicht mehr wei-
ter steigen sollte,wird es auf demRosen-
berg spätestens ab 2032 noch enger.
Dann sollen Teile des Campus für die
Sanierung geschlossen werden.

Helvetia-Gebäude angemietet

Angesichts dieser Perspektiven wirkt
die Immobilien-Bedarfsplanung der
HSG umso ambitionierter. Im kommen-
den Jahr will sie eine Strategie ausarbei-
ten mit Ziel, die diversen in der Stadt
verstreuten HSG-Liegenschaften «im
Rahmen eines weiteren Campus-Stand-
ortes im 15-Gehminuten-Perimeter zu
konzentrieren». In der langgezogenen
Stadt mit einer Ausdehnung von fast
zwölf Kilometern vonWest nach Ost ist
das eine Herausforderung.

Im April hat die HSG das Haus
Washington in der Nähe des St. Galler
Hauptbahnhofs angemietet, um zumin-
dest die dringendsten Platzprobleme
zu lösen. Der neubarocke Stadtpalast
verfügt über rund 6000 Quadratmeter
Nutzfläche, der Mietvertrag mit der
Eigentümerin Helvetia-Versicherungen
läuft vorerst über 15 Jahre.

Viel zusätzlichen Platz wird die HSG
damit aber nicht gewinnen.Denn gleich-
zeitig will die Uni mit der Anmietung
des Hauses Washington ein paar klei-
nere Mietobjekte abgeben. Dies ent-
spreche der Immobilienstrategie der
HSG, die eine Konzentration auf grös-
sere und betrieblich günstigere Gebäude
vorsehe, teilt die Universität mit.

Politisch dürfte das Projekt im Kan-
ton weiter zu reden geben. Der Kredit,
den das Volk 2019 genehmigt hatte, ist
zwar nach wie vor gültig. Und das ge-
stoppte Projekt hat bis jetzt nur rund
2,5 Millionen Franken gekostet, was
rund 1,5 Prozent der gesamten Kredit-
summe entspricht. Doch noch ist kein
neues Projekt in Sicht. Und an der Uni
wird es immer enger.

Die Bibliothek der Universität wurde ursprünglich für 3000 Studierende ausgelegt. URS BUCHER / TBM
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Unterstützung von unerwarteter Seite
Sanija Ameti wurde gecancelt – das komme einer Inquisition gleich, findet etwa der «Weltwoche»-Chef Roger Köppel

ISABEL HEUSSER

Mit einem einzigen Post ruiniert Sa-
nija Ameti ihre Karriere. In den sozia-
len Netzwerken ergiesst sich Hass über
sie. Der Tenor ist klar: Die Zürcher
GLP-Politikerin hat sich selbst unmög-
lich gemacht, indem sie auf ein Abbild
vonMaria und Jesus schoss.Man könnte
auch sagen: Sie wurde gecancelt. In der
Politik sind es meist Bürgerliche, die sich
gegen die Cancel-Culture wehren. Und
so kommt es, dass Ameti ausgerechnet
Unterstützung aus dem rechtskonserva-
tiven Lager erhält, gegen das sie in der
Vergangenheit kräftig ausgeteilt hat.

Von Roger Köppel zumBeispiel.Der
«Weltwoche»-Chefredaktor und ehema-
lige SVP-Nationalrat bezeichnet Ame-
tis Post auf Instagram zwar als einen
«qualifizierten Mangel an Intelligenz».
Gleichzeitig nimmt er sie in Schutz. In
seinemVideoformat «Weltwoche Daily»
sagt Köppel,Ameti habe eine «kolossale
Dummheit» begangen.Deswegenmüsse
man sie aber nicht gleich der Inquisition
ausliefern. «Alle Leute, die sich jetzt so

unglaublich darüber empören,wie diese
Ikonenbilder zerschossen worden sind –
diese Kreise haben sich bisher auch
nicht durch besonderes christliches Tra-
ditionsbewusstsein hervorgetan.»

Polizei prüft Sachverhalt

Für Kritik sorgt zudem der Umgang der
GLP-Mutterpartei mit Ameti. Lukas
Hässig, Betreiber der Online-Plattform
«Inside Paradeplatz», schreibt über den
GLP-Präsidenten Grossen: «Cheap,
Cheaper, Grünliberal». Grossen sei ein
«Scharfmacher vom Feinsten», bemerkt
Hässig, dessen Groll auf den Parteichef
aber offenbar weiter zurückgeht.Er ver-
weist auf einen Vorschlag, den der Par-
teipräsident während der Pandemie ein-
gebracht hatte: Pfleger und Kita-Be-
treuerinnen sollten mit einem Sticker
zeigen, ob sie geimpft seien oder nicht.
Im Fall Ameti spiele er nun den Heili-
gen. «Eine Windfahne mit Hang zum
Polizei- und Sittenwächter-Staat.»

Mindestens ambivalent ist die Hal-
tung der Jungen SVP Schweiz zuAmeti.

Zuerst verkündete sie, Strafanzeige
wegen Verletzung der Glaubensfreiheit
einzureichen. Ein Sprecher der Ober-
staatsanwaltschaft erklärte gegenüber
der NZZ, sie habe bisher keinVerfahren
eingeleitet. Die Kantonspolizei prüfe
den Sachverhalt.

Der Parteipräsident Nils Fiechter
forderte am Montag, Ameti müsse von
allenÄmtern zurücktreten.Nur Stunden
später schien es ihm aber plötzlich nicht
mehr so wohl zu sein mit seiner Tirade
gegen Ameti. Es sei zwar «richtig und
gut»,dass sie politisch erledigt sei,schrieb
er auf derOnline-PlattformX.Dochdass
sie ihren Job verliere, sei «falsch und un-
fair»:«Lassenwir die Justiz arbeiten und
urteilen. Die Anwendung von Selbst-
justiz ist nicht angezeigt. Wir wollen
keineHexenjagd.»Dabei hatte die JSVP
selbst in ihrerMedienmitteilungnochge-
schrieben: «Sie verhöhnt das Christen-
tum auf unsägliche Art und Weise und
spricht die bildliche Sprache von islamis-
tischen Terroristen.»

Ameti selbst hatte erklärt, sie stehe
unterPolizeischutz,weil sieMorddrohun-

gen erhalten habe. Ameti ist nicht die
erste öffentliche Person, die Opfer einer
solchen «Hexenjagd» wird. Manchmal
reicht nur eine unbedachte Aussage, um
in Ungnade zu fallen.Die Zürcher Influ-
encerin und ehemalige Freestyle-Skifah-
rerinMirjamJäger beklagte sich 2020 auf
Instagram, sie stecke in der Stadt Zürich
wegen einer «Black Lives Matter»-
Demo im Stau. Jäger schrieb: «Danke,
liebe Demonstranten, unsere Pläne in
der Stadt habt ihr ziemlich durcheinan-
dergebracht. Jetzt habt ihr dann langsam
genug demonstriert.» In der Folgewurde
Jäger beschimpft, und die Post, die sie als
Werbefigur engagiert hatte,beendete die
Zusammenarbeit mit ihr.

Für immer Persona non grata?

Die linksalternative Band Lauwarm
musste im Sommer 2022 ein Konzert in
der – ebenfalls linken – Brasserie Lor-
raine in Bern abbrechen, weil sich ein-
zelne Personen im Publikum «unwohl»
fühlten. Man warf der Band «kulturelle
Aneignung» vor,weil ihreMitglieder als

Weisse Reggae-Musik spielen und ei-
nige von ihnen Dreadlocks tragen.

2017 sprach der damalige Aargauer
Nationalrat Jonas Fricker (Grüne) im
Parlament über Tiertransporte und
sagte: «Als ich das letzte Mal so eine
Dokumentation (. . .) gesehen habe,
sind mir unweigerlich die Bilder der
Massendeportation nach Auschwitz aus
dem Film ‹Schindlers Liste› hochgekom-
men. Die Menschen, die dort deportiert
wurden, hatten eine kleine Chance, zu
überleben. Die Schweine, die fahren in
den sicherenTod.» Die Entrüstung über
diese Aussage war gewaltig. 56 Stunden
nach seiner Rede trat Fricker zurück.

Hat sich Sanija Ameti mit ihrem Post
für alle Zeit zur Persona non grata ge-
macht? Interessant ist in diesem Zusam-
menhang die Stellungnahme des Schwei-
zerischen Katholischen Frauenbunds.
Man könne nachvollziehen,dass die sym-
bolische Gewalt der Schüsse auf Maria
und Jesus entsetze, schreibt dieOrganisa-
tion.«AberMenschenmachenFehler.Als
Christ:innen sind wir dazu aufgerufen, zu
vergeben, anstatt Hass zu schüren.»

In der GLP tut sich ein Graben auf
Nach den Schüssen auf ein Heiligenbild treten die parteiinternen Unterstützer von Sanija Ameti auf den Plan

GIORGIO SCHERRER, ZENO GEISSELER

Ein Post reichte, und die nationale GLP
liess ihren Star fallen. Nachdem Sa-
nija Ameti – meinungsstarke Jungpoli-
tikerin, Co-Präsidentin der Operation
Libero und Hobbyschützin – ein Bild
vonMaria und Jesuskind als Zielscheibe
verwendet, mit Schüssen durchlöchert
und das Ganze auf Instagram gepostet
hatte, erfolgte ihre Demontage Schlag
auf Schlag. Nun führt sie auch zu Kon-
flikten in ihrer Partei.

Am Samstag macht der «Blick» die
Aktion publik. Am Sonntag attackiert
sie der nationale GLP-Präsident fron-
tal: «Das war eine Riesendummheit, die
nicht entschuldbar ist.» Mit ihr darüber
gesprochen habe er nicht.

Am Montag überschlagen sich die
Ereignisse: ihr Job bei der PR-Agentur
Farner?Weg. IhrAmt in der kantonalen
Parteileitung?Ebenfalls.IhreZukunft in
der GLP? Durch ein Ausschlussverfah-
ren infrage gestellt.InwenigenTagenhat
Ametis Aktion ihr Leben umgepflügt.
Der Politstar der GLP, dank provokan-
ten Äusserungen und breiter Medien-
berichterstattung national bekannt, hat
es noch mit einer Entschuldigung ver-
sucht, den Post gelöscht, um Vergebung
gebeten. Doch es nützte nichts.

Sie und ihre Familie stehen wegen
Drohungen unter Polizeischutz. Es gehe
ihr nicht gut,schreibt sie amDienstag der
NZZ.Siekönnesichausgesundheitlichen
Gründenmomentan nicht zur Sache äus-
sern – auch wenn sie gerne würde.Dafür
äussern sich, nach der ersten Welle der
Empörung, langsamauchdieAmeti-Ver-
teidiger aus derGLP – undwählen ihrer-
seits harte Worte.Auch im Stadtzürcher
Gemeindeparlament, dem Ameti ange-
hört, hat sich ihre Fraktion am Dienstag
überraschend hinter sie gestellt.

«Zerstörung eines Menschen»

Serap Kahriman sitzt mit Sanija Ameti
in diesem Parlament. Die beiden kennen
sich gut,haben zusammenWahlkampf ge-
macht, sind auch privat befreundet. Kah-
riman sagt: «Es ist erschütternd, was hier
mit einer jungen Politikerin passiert.»
Ametis Post sei inhaltlich nicht zu ent-
schuldigen.Er habeGefühle verletzt,und
es sei richtig, dass es für einen solchen
Fehler Konsequenzen gebe. «Aber diese
komplette Zerstörung eines Menschen –
das ist einfach unverhältnismässig.»

Sie selbst habe erst vom Vorfall er-
fahren, als Ameti sich per Mail bei allen
ihren Fraktionskollegen dafür entschul-
digt habe, sagt Kahriman. Den Post
selbst habe sie skurril gefunden, wobei
sie zunächst nicht das zerschossene Hei-

ligenbild am meisten irritiert habe, son-
dern die martialische Pose von Ameti
mit der Sportwaffe in der Hand.

«Ich dachte mir: ‹Hä, was ist denn
da passiert?›», sagt Kahriman. «Nie
hätte ich gedacht, was dieses eine Bild
für Folgen haben würde.» Regelrecht
die Luft weggeblieben sei ihr, als sie
in der «Blick»-Kommentarspalte las,
man solle beim nächsten Schiesstrai-
ning doch Ameti als Zielscheibe ver-
wenden. «Da geht jedesMass verloren.»
Kahriman spricht von einer «Medien-
kampagne» und einem «Lynchmob»,
der sich auf ihre Parteifreundin ge-
stürzt habe. «Es ist, als hätten sie auf

einen Fauxpas von ihr gewartet.» Aber
ist es wirklich nur ein Fauxpas, wenn
ein Social-Media-Profi, der bei einer
PR-Firma arbeitet, einen solchen Post
in die Welt schickt? Sie glaube Ameti,
wenn sie von einem Versehen spreche,
sagt Kahriman. «Sanija ist eine Provo-
kateurin, das war sie schon immer, und
das wird sie hoffentlich bleiben. Aber
ihre Provokationen hatten immer einen
klaren politischen Inhalt.»

Das Zerschiessen von Jungfrau und
Jesuskindwiderspiegle dagegen inkeiner
Weise Ametis Werte. Dass sie dafür nun
mitGewalt undTod bedroht werde,habe
auch mit ihrem Geschlecht und ihrem

Migrationshintergrund zu tun, davon
zeigt sich Kahriman überzeugt. «Hätte
ein Hans Muster dasselbe getan, wäre
die Kritik viel weniger harsch gewesen.»

Kritik an der Partei

Nicola Forster, ehemaliger GLP-Kanto-
nalpräsident, spricht von «Cancel-Cul-
ture». «Der Post war ein riesiger Feh-
ler, er hat eine Grenze überschritten»,
sagt er. Aber das Ausmass der öffent-
lichen Reaktionen sei unverhältnismäs-
sig. Konsequenzen seien angebracht.
Mit dem Verlust ihres Parteileitungs-
amts habe Ameti jedoch bereits einen
politischen Preis bezahlt – «einen höhe-
ren, als manch anderer Politiker ihn für
seine Taten bezahlen musste».

Etwas weniger diplomatisch äussert
sich der GLP-Mann Benjamin Gaut-
schi. Der angehende Jurist – bekannt
durch aufsehenerregende Beschwerden
vor Bundesgericht, jüngst im Fall Isabel
Garcia – hat extra eine selbstauferlegte
X-Pause unterbrochen, um die nationale
Parteileitung zu kritisieren. Wenn man
Ameti aus der Partei werfe, solle man
ihn auch gleich ausschliessen, twitterte
er am Montag. Der NZZ sagt Gautschi:
«Die Reaktion der nationalen GLP war
völlig übertrieben, ja geradezu panisch.»
Nach dem Fehler von Ameti und ihrer
Entschuldigung hätte man als Partei
Ruhe bewahren und das Gespräch su-
chen müssen, statt in Panik auszubre-

chen.Ähnlich sieht das auch Kahriman:
«Ich hätte als Parteipräsidentin mit For-
derungen wie dem Parteiausschluss ab-
gewartet, bis alle wieder einen kühlen
Kopf haben.»

Am Dienstagnachmittag gibt
schliesslich auch das GLP-Fraktionsprä-
sidium im Zürcher Stadtparlament be-
kannt: Es wolle Ameti nicht ausschlies-
sen und ihr auch keinen Rücktritt nahe-
legen. Selbst aus der Kantonalsektion
tönt es zurückhaltender als noch amTag
zuvor. Co-Präsidentin Nora Ernst weist
gegenüber der NZZ darauf hin, dass bei
den Forderungen an Ameti zu differen-
zieren sei:Die Kantonalpartei habe nur,

und gemeinsammitAmeti, entschieden,
dass sie aus dem kantonalen Parteivor-
stand zurücktreten müsse.

Von einem Parteiausschluss habe
die kantonale GLP bis jetzt nicht ge-
sprochen. Dies sei eine Forderung der
nationalen Partei. Das bedeute zwar
nicht, dass die kantonale GLP gegen
einen Ausschluss wäre – die Zürcher
Sektion habe in dieser Frage aber
schlicht noch keine offizielle Haltung
entwickelt, sagt Ernst.

Alte Garde contra Influencer

Damit droht der Fall Ameti zur Zer-
reissprobe für die GLP zu werden: lo-
kal gegen national, harte Kritiker gegen
enge Weggefährten. Es ist ein Konflikt,
der die GLP in zwei Lager teilt: Da sind
zum einen die Jung-GLPler der Social-
Media-Generation, die in Kampagnen
und Startup-Slang denken, ihre Energie
nicht nur in etablierte Gremien stecken
wollen – undAmeti als Vorbild sehen.

Zum anderen ist da die alte Garde,
durch die Ochsentour aufgestiegen. Es
ist jener Schlag GLPler, die sich nicht
ohne Stolz als etwas langweilige Tech-
nokraten verstehen, die auf nüchterne
Lösungen statt Showbusiness setzen.
Diese Kreise betrachten die medien-
gewandte Ameti seit je mit Misstrauen
und bezeichnen sie hinter vorgehalte-
ner Hand zuweilen als Selbstdarstelle-
rin, die sich im politischenAlltag und für
die Partei zu wenig einbringe.

Hörtman sich bei gestandenenGrün-
liberalen um, findet man auch jetzt viel
Unterstützung für die schnelle Reaktion
derPartei.Ein langjährigerPolitiker sagt,
er sei froh, dass die Parteileitung sofort
klargemacht habe:Ein solchesVerhalten
wirdnicht toleriert.Das unterscheidedie
GLPvonanderenParteien,die nachVer-
fehlungen viel zu nachsichtig mit Mit-
gliedern umgingen. Die alte Garde, ten-
denziell etwas bürgerlicher, hier. Die
Influencer, eher links-urban, dort. Der
schnelle Fall der Sanija Ameti reisst in
der GLP einen Graben auf.

Bis es zu einem allfälligen Partei-
ausschluss kommt, kann es noch dau-
ern. Obwohl die nationale Partei ihn
verlangt, ist in erster Linie Ametis Zür-
cher Kreispartei dafür zuständig. Deren
Spitze trifft sich am Dienstagabend mit
Vertretern der städtischen GLP, um
über das weitere Vorgehen zu beraten.
Erst in einem zweiten Schritt gelangt das
Verfahren dann zur Kantonalpartei. Bis
ein Ausschluss vollzogen werde, könne
es einige Zeit dauern, da alle Seiten an-
gehört werden müssten, sagt Co-Kanto-
nalpräsidentin Ernst. «Ein solches Ver-
fahren ist nicht in 48 Stunden erledigt.»

Sanija Ameti ist unter Druck. Ihre Partei auch. BRITTA GUT / AZM

Der Fall Ameti droht
zur Zerreissprobe
für die GLP zu werden:
lokal gegen national,
harte Kritiker gegen
enge Weggefährten.


